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Warum müssen Arbeiter gegen den 
Krieg sein, gegen Rüstung? Warum 

müssen sie gegen alle Waffenlieferungen 
sein, die den Krieg in der Ukraine verlän-
gern? Die Arbeiter bezahlen den Krieg 
schon jetzt mit Sozialabbau, mit Lohnab-
bau, mit Armut ihrer Kinder. Trotz aller 
modernen Hitec-Kriegsführung zahlen sie 
in kommenden Kriegen mit ihrem Leben 
und mit dem ihrer Kinder. 

Die derzeit ausgesetzte Wehrpflicht ist 
im Gespräch. Herr Pistorius schlägt vor, 
junge Menschen sollten für eine gewisse 
Zeit am Truppenalltag teilnehmen, quasi 
wie bei einem Praktikum. (Süddeutsche 
Zeitung vom 18. Juni 2023)

Der Dritte Weltkrieg wird offen disku-
tiert. Erst Panzer, jetzt Taurus, dann deut-
sche Soldaten?

In der Satzung der IG Metall heißt es in 
§ 2: Die IG Metall

„setzt sich (ein) ... für Frieden, Abrüstung 
und Völkerverständigung und den Schutz 
der natürlichen Umwelt zur Sicherung der 
Existenz der Menschheit.” Diese Satzungs-
ziele wurden am 3. August von den 
Verantwortlichen der Münchner IG Metall 
grob missachtet. An diesem Tag war in der 
Werinherstraße kein Platz für Frieden, 
Abrüstung und Völkerverständigung. Da 
wurden Friedenspositionen entsorgt, da 
ging es um Aufrüstung.

Die IG Metall-Geschäftsstelle hatte ihre 
Räume geöffnet für ein Treffen des obersten 
Kriegsherrn Pistorius (SPD) mit Betriebs-
räten aus den Münchner Rüstungskonzer-
nen. Mit dabei war auch ein Herr von 
Brunn, der Spitzenkandidat der SPD 

Bayern bei den Landtagswahlen. Die liegt 
nach den Umfragen gerade bei 9 Prozent. 
Er hoffte wohl, das er etwas vom Glanz des 
angeblich beliebtesten Bundesministers 
abbekommt.

Die Betriebsräte bettelten um Aufträge 
für ihre Kapitalisten, die sie meinten 
vertreten zu müssen: Krauss-Maffei Weg-
mann (Leopard!), Ruag (Aviatik), Airbus 
(Taurus!), Hensoldt (Optoelektronik). Ein 
Betriebsrat fasste zusammen, wie sie sich 
das vorstellen: „Mehr und schneller!” 
Pistorius tönte, Bayern habe „ganz große 
Bedeutung für die Zeitenwende.” Das 
veranlasste den Betriebsratsvorsitzenden 
von KMW dazu, freudig festzustellen, die 
Arbeitsplätze seien dadurch sicherer. 

Pistorius bei der Münchner IG Metall
Satzung der IG Metall missachtet. Rüstungsbetriebsräte betteln um Aufträge. Arbeiter werden in 
Kriegspolitik eingebunden.
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Pistorius und von Brunn, beide SPD, beim Handschlag: „Ihr habt große Bedeutung für die Zeitenwende!”
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tigen sozialen Grundrechte. Die Ausge-
staltung der Daseinsvorsorge wird daher 
politisch entschieden.

Die aktuelle Bundesregierung ist nicht 
die erste, die an der Daseinsvorsorge spart. 

In den 90er Jahren traf die Privatisie-
rungswelle auch Kernbereiche der Da-
seinsvorsorge (z.B. Gesundheit, Energie, 
Verkehr). Inzwischen sind die Folgen 
offensichtlich. Solange Gewinne verzeich-
net werden, profitieren die Aktionäre. 
Wenn es schlecht läuft, zahlt der 
Steuerzahler. Noch relevanter: Wir sehen 
einen Verfall der Infrastrukturen, Versor-
gungsengpässe und teure Rückkäufe.

Die aktuelle Bundesregierung verfolgt 
eine besonders perfide Argumentation, um 
uns von Einsparungen bei der Daseinsvor-

(Süddeutsche Zeitung vom 5./6. August 
2023)

Die Aufgabe der IG Metall, der organi-
sierten Betriebsräte und Vertrauensleute 
ist laut Satzung, die Belegschaften gegen 
Krieg und Aufrüstung in Stellung zu 
bringen! Umsomehr gilt das in diesen 
Zeiten, da die BRD zu einer Kriegspartei 
geworden ist, da Teile der Grünen Russland 
zerstören wollen. Anstatt klare Kante zu 
zeigen gegen die Kriegspolitik, werden die 

Arbeiter in so genannte westliche Werte 
eingespannt wie: „Ein nachhaltiger Frieden 
kann nur gefunden werden, wenn die 
Ukraine den Krieg  nicht verliert.” So steht 
es in einem Positionspapier des IG Metall-
Vorstands, der den Geschäftsstellen im 
April 2023 zuging. (Auf Draht berichtete)

Da gehen alle Werte der Arbeiterbewe-
gung, alle Erfahrungen aus zwei Weltkrie-
gen den Bach runter. Wie die Arbeiter gegen 
Arbeiter gehetzt wurden im Interesse der 

Monopolherren; wie sie auf den Schlacht-
feldern in Frankreich krepierten, wie sie 
als Krüppel zurückkehrten aus dem letzten 
Russlandfeldzug. Das alles ist aus den 
Köpfen raus.

Es muss Widerstand geleistet werden 
gegen die Einbindung der Arbeiter und 
ihrer Gewerkschaften in die Kriegspolitik 
von Regierung  und Kapital. Die Gewerk-
schaften können das, auch mithilfe von 
Streiks.     ■krn
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Pistorius bei der Münchner IG Metall

Dein Bus fährt wieder nicht, der Zug ist 
ausgefallen, die Betten im Kranken-

haus werden knapp, du kriegst das Medi-
kament für dich oder dein Kind nicht mehr, 
kein Kita-Platz frei, bezahlbare Wohnung 
Fehlanzeige… 

Im Art. 20 (1) legt das Grundgesetz die 
Bundesrepublik als „sozialen“ Bundesstaat 
fest.

Daraus ergibt sich die Pflicht des Staates 
zur Daseinsvorsorge. Die Daseinsvorsorge 
„umfasst die staatliche Aufgabe zur Bereit-
stellung der für ein menschliches Dasein 
als notwendig erachteten Güter und 
Dienstleistungen, d. h. die Grundversor-
gung.“ (Quelle: Wikipedia)

Jedoch enthält das Grundgesetz anders 
als die Weimarer Verfassung keine eindeu-

Die Daseinsvorsorge wird radikal kaputt gespart. Hochrüstung und Militarisierung wird dafür 
als Teil der Grundversorgung definiert.

sorge zu überzeugen. In der "Nationalen 
Sicherheitsstrategie" wird der Begriff der 
"Integrierten Sicherheit" formuliert. 

Die „Integrierte Sicherheit“ definiert 
Hochrüstung und Rüstungsexporte als 
einen Teil der Grundversorgung. Und weil 
dieser Teil besonders wichtig ist, so erklärt 
die Ampel, muss bei anderen Teilen gespart 
werden. 

Diese Militarisierung der Daseinsvorsor-
ge hält auch in den Gewerkschaften 
Einzug. 

Der Leitantrag zum ver.di Bundeskon-
gress mit dem Titel "Perspektiven für 
Frieden, Sicherheit und Abrüstung in einer 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 3 �

KMW erpresst mit Arbeitsplätzen
Der Panzerbauer nimmt die Beschäftigten 
als Geisel, um die Teststrecke für den 
Leopard-Panzer in Allach durchzusetzen. 
Die ist eigentlich ein nie genehmigter 
Schwarzbau aus den 1960er Jahren. 
500 Arbeitsplätze seien gefährdet, wenn 
der Rundkurs nicht endlich genehmigt 
wird und ausgebaut werden kann, so die 
KMW-Drohung. Grund dafür ist wohl, 
dass die kriegsnahe Teststrecke in 
Afghanistan weggefallen ist. Allacher 
Bürger fühlen sich seit langem be-
lästigt vom Lärm der kreisenden Mord-
maschinen.
Die Bürgerinitiative „Schule statt Panzer“ 
geht gerichtlich dagegen vor. (Süd-
deutsche Zeitung vom 21. Februar 2022). 
Wie Pistorius bei dem Münchner Rüs-
tungstreffen sagte, steht er in Kontakt mit 
Oberbürgermeister Reiter. Der ist ja 
praktischerweise auch in der SPD.  ■krn

Panzer statt Busse
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Welt im Umbruch" rechtfertigt nicht nur 
Waffenexporte an die Ukraine, sondern 
auch Hochrüstung, wenn auch die Festle-
gung auf das 2%-Ziel der NATO abgelehnt 
wird. Und er enthält folgenden Satz: "ver.di 
wirbt im DGB für einen erweiterten, 
umfassenden Sicherheitsbegriff, der nicht 
nur auf militärische Sicherheit beschränkt 
ist(...).

� Fortsetzung von Seite 2

Panzer statt Busse

Brennpunkt:

Gesundheitsversorgung

Zahlen des Statistischen Bundesamts zeigen, dass die Betten in der Kindermedizin seit 
der Privatisierungswelle in den 90er Jahren immer weiter abgebaut wurden. Denn die 
Versorgung von Kindern ist zeit- und personalintensiv und daher aus Sicht vieler Kliniken 
ein Minusgeschäft. Zum Mangel an Betten kommt ein Mangel an Pflegefachkräften. 
Laut 40 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Umfrage, die der NDR 
gemeinsam mit dem Hartmannbund durchgeführt hat, ist es aufgrund der hohen 
Arbeitsbelastung schon zu Patientengefährdungen in ihrer Kinderklinik gekommen. 
(Tagesschau vom 3. August 2023)
Hinzu kommt nun, dass viele Krankenhäuser unter den hohen Energiepreisen und 
Fachkräftemangel leiden. Der »Krankenhaus Rating Report« von Juni 2023 stellt fest, 
dass sich die wirtschaftliche Situation der deutschen Kliniken seit 2021 dramatisch 
verschlechtert hat. Für 2024 prognostiziert der Bericht vier von fünf Kliniken ein negatives 
Jahresergebnis und damit den drohenden Ruin.

Brennpunkt: 

Bezahlbares Wohnen

Der Koalitionsvertrag verspricht über die Dauer der Legislaturperiode jährlich 400.000 
neue Wohnungen, davon 100.000 Sozialwohnungen. 2022 wurden 295.300 Wohnungen 
gebaut, davon 22.545 Sozialwohnungen. Da 36.000 Sozialwohnungen aus der Bindung 
fielen, ergibt das ein Minus von 13.455. 
Und es kommt noch schlimmer. 2023 werden 275.000, 2024 235.000 und 2025 
200.000 neue Wohnungen prognostiziert. 
Der Branchenverband ZIA geht davon aus, dass 2025 rund 700.000 Wohnungen fehlen. 

Brennpunkt:

ÖPNV

Das Deutschlandticket wurde als wichtiger Baustein der Mobilitätswende eingeführt. Die 
Fortführung sei „ernsthaft gefährdet“, zitierte die Süddeutsche Zeitung vom 11. August 
2023 aus einem „Brandbrief“ der Länder ans Bundesverkehrsministerium. Das weigere 
sich mit Verweis auf „die angespannte Haushaltslage“ beharrlich, auch im kommenden 
Jahr die Hälfte der Kosten zu übernehmen, die über den geteilten Sockelbetrag von drei 
Milliarden Euro hinaus anfallen. 
Bundesweit haben alle Verkehrsunternehmen Probleme nur das aktuelle Angebot 
aufrechtzuerhalten. Massive Verspätungen und Ausfälle sind die Folge. Ingo Wortmann, 
Geschäftsführer der Münchner Verkehrsgesellschaft, macht aktuell sehr deutlich, dass 
die Voraussetzungen für die Verkehrswende nicht gegeben sind. Alle laufenden Projekte 
zum Angebotsausbau wurden eingestellt, solange die Finanzierung von der Politik nicht 
gesichert wird.

Gut zehn Millonen Nutzer des 49-
Euro-Tickets sind für Politik und Un-
ternehmen noch lange kein Grund mehr 
in den ÖPNV zu investieren.
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Notstand in Permanenz: 
Das Krankenhaussterben geht weiter.
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Nach der Wahl wurden die Prioritäten 
etwas deutlicher: Das angekündigte 
Budget für Sozialwohnungen wanderte 
in die Aufrüstung.
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Statt die Ungeheuerlichkeit zurückzu-
weisen, Kriegsvorbereitungen als Daseins-
vorsorge zu erklären, wird sie hier aner-
kannt und lediglich die Verteilung 
diskutiert. 

Aufgabe der Gewerkschaften ist es 
jedoch an den bisherigen Grundsätzen 
festzuhalten und Rüstungsexporte und 
Aufrüstung grundsätzlich abzulehnen. 

Aufgabe der Gewerkschaften wäre es, die 
Daseinsvorsorge und Verbesserungen 
einzufordern und Kürzungen abzuwehren. 

Rüstungsexporte und Hochrüstung sind 
keine Daseinsvorsorge für uns, sondern für 
Rheinmetall-, Krauss-Maffei-Wegmann 
und andere Kriegstreiber. Sie sichern nicht 
menschliches Dasein, sondern zerstören 
es.   ■mif
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In München haben sich Bauinvestoren 
reihenweise verspekuliert. Mit der Me-

thode „Mit billig geliehenem Geld bauen 
und teuer verkaufen“ haben sie sich jahre-
lang eine goldene Nase verdient. Jetzt sieht 
man immer mehr Bauruinen. Die bekann-
teste ist das „Sendlinger Loch“ in der Al-
ramstraße, in welches die Sendlinger seit 
über zwei Jahren gucken können, anstatt 
einzukaufen beim REWE und Obststand, 
die vorher an der Stelle waren, siehe letzte 
Auf Draht vom Juli. Weil in der Stadt 
katastrophaler Wohnungsmangel herr-
scht, der Luxuswohnungsbauer „M-Con-
cept“ aber nicht in der Lage ist ein Wohn-
haus zu bauen, wurde der Münchner Be-
zirksausschuß 6, Sendling, aktiv. 

Er forderte die Stadt auf, zu versuchen 
das Grundstück zu erwerben und durch 
die städtischen Baugesellschaften GWG 
und Gewofag zu bebauen. Das Münchner 
Kommunalreferat (Chefin Kristine Frank, 
CSU) hat dies abgelehnt. Damit sei dieser 
Antrag „satzungsgemäß erledigt“, schreibt 
Frau Frank. Als Begründung zählt das 
Kommunalreferat auf, dass ihm viele 
Immobilien angeboten werden, dass jedes-
mal geprüft werden muß, wieviele Woh-
nungen es sind, ab wann sie verfügbar sind, 
ob sie zu den anderen städtischen Woh-
nungen passen, was sie kosten usw. usf. 
Dazu sei das Kommunalreferat garnicht in 
der Lage, aus Kapazitätsgründen. Deswe-
gen wird von einer „Ankaufsprüfung“ 
abgesehen. Richtig davon ist, dass vermie-
den werden muß, dass mit dem Kauf von 
heruntergekommenen Wohnungen Pleite-
firmen gerettet werden. Das schafft keine 
einzige bezahlbare neue Wohnung.

Die ganze Liste der Begründungen trifft 
aber auf das „Sendlinger Loch“ gar nicht 
zu. Es handelt sich um ein leeres Grund-
stück, auf dem die städtischen Baugesell-
schaften planen und bauen könnten, so wie 
sie es anderswo auch machen. In diesem 
Fall würden allerdings keine Luxuswoh-
nungen mit überwachtem Eingangsbereich 
entstehen, sondern bezahlbare Wohnun-
gen und Einkaufsmöglichkeiten. Im gan-
zen Schreiben des Kommunalreferats gibt 
es somit keine einzige Begründung für die 
Ablehnung (nachzulesen in https://risi.

muenchen.de/risi/dokument/v/7880337).
Das sieht auch der Bezirksausschuß 

Sendling so und hat der Kommunalreferen-
tin Frank geantwortet, dass er an seinem 
Antrag festhält, das Grundstück nach 
Möglichkeit zu kaufen. Natürlich braucht 
es dazu etwas Druck auf den Immospeku-
lanten. Der hat der Stadt auch schon 
vorgejammert, dass er ja bereits das 
Grundstück in 354 Teile zerstückelt hat, 
die nun auf dem Immobilienmarkt ange-
priesen werden. Die Münchner Kommu-

nalreferentin nennt das „bereits vermark-
tet“, weswegen man jetzt schlecht noch 
etwas dagegen machen kann. Damit spricht 
sie eine Einladung an alle Investoren aus, 
in München Immobilien zu kaufen und 
möglichst bald zu vermarkten. Vermarkten 
heißt alles mögliche, was wir in der Stadt 
ständig beobachten und mehr oder weniger 
zornig ertragen: Mieter vertreiben, Häuser 
jahrelang leerstehen lassen, wieder verkau-
fen, luxussanieren oder eben auch jahre-
lange Baugrube und verschandeltes Viertel. 
So werden bezahlbare Wohnungen ver-
nichtet statt gebaut. Der galoppierende 
Mangel an bezahlbaren Wohnungen kann 

Immobilienspekulation bekämpfen – Gemeinnützigen Wohnungsbau massiv stärken

durch gemeinnützigen Wohnungsbau 
gestoppt werden. Wenn dort Gewinne 
entstehen, fließen sie nicht in private 
Taschen, sondern wieder in bezahlbare 
Wohnprojekte. Die städtischen Wohnbau-
gesellschaften GWG und Gewofag schlie-
ßen sich demnächst zu einer schlagkräfti-
gen kommunalen Baugesellschaft zu-
sammen. Wenn das Kommunalreferat 
seine Ablehnung des BA6 Sendling Antrags 
noch mal überdenkt und auch der OB 
endlich wirkungsvoller als bisher eingreift, 
dann könnte das „Sendlinger Loch“ ein 
gutes Beispiel für kommunalen Wohnbau 
werden.  ■muk

Was gegen Wohnungsmangel hilft…
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Das Sendlinger Loch, tiefer Einblick wie der Markt den Wohnungsbau beherrscht. 
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Gemeinnütziger Wohnungsbau durch städtische Wohnbaugesellschaften

…das nicht…

…besser das !



Das war die Lehre, die die Arbeiterbe-
wegung aus dem Grauen zweier Welt-

kriege, aus den unvorstellbaren Verwüs-
tungen und Verbrechen vor allem des 2. 
Weltkrieges gezogen hat. Ein Krieg, der, 
wie der vorherige, geführt worden ist, um 
die Welt im Sinne des deutschen Imperia-
lismus, der Profit- und damit Expansions-
interessen der großen Monopole neu zu 
ordnen. Der geführt wurde, um die Sowjet-
union, den ersten Staat, in dem nicht mehr 
die Kapitalisten herrschten, zu vernichten 
und ihre Reichtümer an Land und Boden-
schätzen zu rauben. Nicht die Arbeiter und 
Bauern der Sowjetrepubliken sollten über 
sie verfügen, sondern Krupp und Thyssen, 
Siemens und die IG-Farben (BASF, Bayer, 
Hoechst) und wie sie alle hießen und zum 
Teil heute noch heißen. 

Der DGB hat sich deshalb in seiner 
Satzung von 1949 die „Bekämpfung von 
nationalistischen und militaristischen 
Einflüssen“ und die „Pflege des Geistes 
friedlicher Völkerverständigung“  zur Auf-
gabe gestellt. Die DGB-Jugendkonferenz 
beschloss 1962 in diesem Sinne, den 1. 
September zum Antikriegstag zu erklären, 

Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg!

den Tag des Überfalls der deutschen 
Reichswehr auf Polen 1939 und offiziellen 
Kriegsbeginn. Dieser Tag sollte mit 
Demonstrationen und Veranstaltungen 
genutzt werden, um an die Schrecken des 
Krieges zu erinnern und vor den Vorberei-
tungen neuer Kriege zu warnen.

Doch obwohl die Gefahr eines dritten 
Weltkrieges so greifbar ist, wie seit 
Jahrzehnten nicht mehr, obwohl Kriegshet-
ze und Kriegsvorbereitungen nicht mehr 
zu übersehen und zu überhören sind, war 
am 1. September vom DGB wenig zu sehen. 
Keine DGB-Demonstrationen in allen 
Orten um die Arbeiter und alle friedlieben-
den Kräfte zu sammeln gegen den Kriegs-
kurs der Bundesregierung, gegen die 
Waffenlieferungen, gegen die Aufrüstung. 
Russland ist doch in die Ukraine einmar-
schiert, ist schuld an der wachsenden 
Weltkriegsgefahr, so die Argumentation 
(nicht nur) der DGB-Führung, ganz so, wie 
es die SPD/ Grünen/ FDP– Regierung, die 
Medien, die Kapitalvertreter behaupten. 
Kein Gedanke daran, dass die Herrschen-
den in diesem Land doch jahrzehntelang 
alles getan haben, um die Sowjetunion zu 

schwächen, mit deren Bestehen es diesen 
Krieg in der Ukraine doch gar nicht geben 
würde; wie sie jubelten, als  schließlich die 
Konterrevolution gesiegt hat. Keine Frage 
nach den Interessen, die hinter den 
schnellen Anerkennungen jeder Republik,  
die sich nach 1990 von der Sowjetunion 
abspaltete, durch die BRD standen und 
stehen. Keine Kritik an der absprachewid-
rigen Ausdehnung der Nato an die Grenzen 
Russlands. Kein Erinnern an die Einmi-
schungen der deutschen Regierungen in 
die Angelegenheiten der Ukraine, um eine 
Deutschland bzw. der EU zugewandte 
Regierung an die Macht zu bringen. Eine 
Regierung, die den EU-Assoziierungsver-
trag unterschreibt und damit das Land den 
Regeln der deutsch geführten EU und den 
Expansionsgelüsten des Kapitals unter-
wirft. Wie z.B. der damalige Außenminister  
Westerwelle (FDP), der im Herbst 2013 auf 
dem Maidan die Unruhen gegen die 
gewählte ukrainische Regierung unter-
stützte oder der folgende Außenminister 
Steinmeier (SPD), als er 2014 mit der 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 6 �
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Gewerkschafter und linke Organisationen demonstrieren am 1. September 2023 durchs Münchner Westend um zu zeigen: 
Die Arbeiterbewegung darf ihren Kampf gegen Krieg und Faschismus niemals aufgeben!
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Opposition – darunter offene Faschisten - 
verhandelte, deren erste Maßnahmen nach 
ihrem Putsch ein Verbot der russischen 
Sprache als zweite Amtssprache und die 
Abschaffung eines Strafrechtsparagra-
phen, der das Leugnen der Verbrechen des 
Faschismus unter Strafe stellt, waren. 

All das und noch viel mehr wird 
ausgeblendet und damit der Anteil, den die 
Herrschenden in unserem Land an dem 
Ukraine-Krieg schon hatten, bevor die 
russische Armee in die Ukraine einmar-
schierte, ganz zu schweigen von der 
Kriegsbeteiligung und permanenten Befeu-
erung des Krieges seither. Deutschland ist 
inzwischen an zweiter Stelle nach den 
USA, was die Waffenlieferungen betrifft. 

Und ohne die deutsche und europäische 
finanzielle Unterstützung in Milliardenhö-
he wäre der ukrainische Staat nicht mehr 
lebensfähig. Was für eine Heuchelei ist es 
da doch zu behaupten, „wir“ müssten die 
Ukraine weiter mit Waffen beliefern, damit 
diese ihre Souveränität verteidigen kann. 
Souverän, also unabhängig von Deutsch-
land und den anderen westlichen Groß-
mächten (die dabei hinter der Fassade der  
Einigkeit durchaus im Clinch liegen) kann 
die Selenskij-Regierung schon längst nichts
mehr entscheiden.

Es geht eben nicht um die Souveränität 
der Ukraine, nicht um Demokratie und 
Freiheit, schon gar nicht um das ukraini-
sche Volk. Es geht um den Kampf um 

� Fortsetzung von Seite 5

Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg
weltweiten Einfluss der Monopole und 
ihrer Staaten, um die Schwächung Russ-
lands, wie die Außenministerin Baerbock 
ja offen zum Ziel erklärte. Es geht um 
Absatzmärkte und Rohstoffe. Es geht also 
um das, was schon zweimal zum Weltkrieg 
führte.

Die Losung „Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg“ ernst zu nehmen, heißt also 
den Kampf gegen die Kriegsvorbereitung 
hier im Land, gegen die Waffenlieferungen, 
gegen Aufrüstung und Militarisierung, 
letztendlich gegen Regierung und Kapital 
aufzunehmen. Dazu brauchen wir unsere 
Gewerkschaften und dafür müssen wir 
auch in ihnen kämpfen. ■gr

Es brodelt - Tarifabschluss bei der Bahn
EVG-Kolleginnen und -Kollegen stimmen mit 52 Prozent für Annahme der Schlichtungsempfehlung –
insgesamt bedeutet das Ergebnis aber Reallohnverlust.

Die Tarifrunde bei der Deutschen Bahn 
(DB) ist beendet. In der Urabstim-

mung waren 52 Prozent der abstimmenden 
EVG-Kolleginnen und -Kollegen für die 
Annahme der Schlichtungsempfehlung. 

Die Beteiligung an der Urabstimmung 
betrug 65,3 Prozent, obwohl online-Ab-
stimmung möglich war. Aktiv zugestimmt 
haben also nur etwa 34 Prozent. Die 
Abkühlungsphase während der Schlich-
tung hat dazu beigetragen und ihren Zweck 
im Sinn des staatlichen DB-Kapitals erfüllt.

Bei einer Laufzeit von 25 Monaten wird 
nun ein Festbetrag von 410 Euro in zwei 
Schritten bezahlt, im Dezember 2023 und 
im August 2024. Dazu kommt eine Einmal-
zahlung von 2.850 Euro im Oktober 2023, 
die nicht tabellenwirksam ist. Geringver-
diener werden zwar einen größeren Nutzen 
haben, insgesamt bedeutet das Ergebnis 

aber einen Reallohnverlust. Zur Erinne-
rung: gefordert waren 12 Prozent, 650 Euro 
mindestens im Monat, Laufzeit 12 Monate.

Die Süddeutsche Zeitung vom 29. 
August berichtete über Unzufriedenheit 
bei den Beschäftigten, „es brodelt ziem-
lich”. Das Schlichtungsergebnis sei nicht 
viel besser als das letzte Angebot der DB, 
so die Aussagen der Vertrauensleute der 
EVG. Die DB hatte 400 Euro bei 27 
Monaten Laufzeit angeboten. Um für ein 
besseres Ergebnis zu streiken, hätten 75 
Prozent das Schlichtungsergebnis ableh-
nen müssen. 

Festzustellen ist: Wie in den Tarifrunden 
von Verdi und IG Metall hat das Gift der 
Einmalzahlung gewirkt; der „Inflations-
ausgleich”, das schnelle Geld. Wie dort 
wurde die aufgestellte Forderung vorallem 
durch die lange Laufzeit halbiert.   ■krn

EVG-Vorsitzender Martin Burkert zum 
Schlichtungsergebniss: 
„Die Diskussion war sehr ernsthaft, sehr intensiv 
und sehr verantwortungsbewusst. Diese Empfeh-
lung für die Schlichtungsschlussempfehlung hat 
Licht und Schatten und dieser Kompromiss fiel 
uns schwer...“
Mit „verantwortungsbewusst“ ist sicher gemeint,
dass die Verantwortung für die Interessen der 
Kapitalseite von der Gewerkschaftsführung mit 
getragen wurde.

Ich will
□ die Auf Draht gerne regelmäßig bekommen – bitte schickt mir immer die neue Ausgabe!
□ die DKP kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
□ die Gruppe KAZ kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!

Vorname und Name Telefon

Straße, Postleitzahl und Wohnort eMail

Bitte einsenden an:  Auf Draht � c/o Jörg Högemann � Kellerstr. 28 � 81667 München

eMail:
auf.draht@gmx.de
gruppeKAZ@kaz-online.de

www.dkp-bayern.de
www.kaz-online.de

Sprechstunde der DKP München: 
jeden Freitag 10-12 Uhr, 
Holzapfelstr. 3, 80339 München
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Groß war der Aufschrei im selbster-
nannten Wertewesten, als im Niger 

Ende Juli das Militär den Präsidenten stürz-
te. Angestachelt von Frankreich erklärte 
die westafrikanische Staatengemeinschaft 
ECOWAS militärisch im Niger intervenie-
ren zu wollen. Eine Reihe von Sanktionen 
trat bereits in Kraft; verhängt durch ECO-
WAS und verstärkt durch die Aussetzung 
von Hilfsgeldern aus der EU. 

Der Niger zählt zu den ärmsten, am 
wenigsten entwickelten Ländern der Welt. 
Und das, obwohl im Land reichlich 
Bodenschätze vorhanden sind, darunter 
allen voran Uran. Ähnlich wie dem Niger 
geht es auch anderen ehemaligen französi-
schen Kolonien in der Region – reich an 
Ressourcen, aber nichts davon kommt dem 
Land selbst zu Gute. Dafür sorgt unter 
anderem die in Teilen Afrikas verwendete 

und direkt an Frankreich gekoppelte 
Währung CFA-Franc. Die betroffenen 
Staaten werden arm und abhängig gehal-
ten. 

Dagegen begehren im Niger Teile des 
Militärs auf, unterstützt von großen Teilen 
der Bevölkerung. Staaten wie Frankreich 
oder die BRD versuchen ihren Einfluss 
gegen die dortige Bevölkerung durchzuset-
zen. Die Uranminen des Niger befinden 

sich vorrangig unter französischer Kontrol-
le. Rund ein Drittel des Urans, das in 
Frankreich zur Stromerzeugung verwendet 
wird, entfällt auf den Niger. Im Jahr 2021 
war Niger der Hauptlieferant von Uran in 
die EU, gefolgt von Kasachstan und 
Russland. Der Niger ist außerdem ein 
wichtiger Kontrollpunkt für Migrations-
routen und wird von Staaten wie Frank-
reich, Deutschland und den USA als Basis 
für Militäreinsätze in der Region genutzt.

Seit 2013 war das französische Militär 
unter dem Vorwand der Terrorismusbe-
kämpfung in Westafrika aktiv, wenig später 
auch die Bundeswehr. Dabei war es 
maßgeblich Frankreich, das mit seiner 
Beteiligung an der Zerschlagung Libyens 
im Jahr 2011 die Ausbreitung des islamis-
tischen Terrors in der Region ermöglichte. 

Die Präsenz islamistischer Gruppen 

konnte militärisch nicht zurückgedrängt 
werden. Stattdessen gab es zahlreiche zivile 
Opfer und der Einfluss Frankreichs auf die 
lokalen Regierungen nahm zu. Dagegen 
regte sich zunehmend Unmut in der 
Bevölkerung und von 2020 bis 2022 
wurden mehrere pro-französische Regie-
rungen in der Region gestürzt, darunter in 
Mali und Burkina Faso. Diese Länder sind 
es jetzt auch, die entschieden ihre Solida-

rität mit dem Niger bekräftigen. Und selbst 
in ECOWAS-Staaten wie Nigeria und dem 
Senegal lehnt die Mehrheit der Bevölke-
rung eine Militärintervention ab.

Am 2. September haben zehntausende 
Menschen auf einer Demonstration in 
Nigers Hauptstadt Niamey erneut den 
Abzug französischer Truppen gefordert. 
Der Wille zur echten Unabhängigkeit ist in 
der Bevölkerung ungebrochen. Umso 
zynischer wirkt die nach außen zur Schau 
getragene Sorge von Baerbock und Co. 
über die Demokratie im Niger. Nein, den 
westlichen Staaten liegt weder die Bevöl-
kerung im Niger noch die Bevölkerung in 
ihren eigenen Ländern am Herzen. Es geht 
ihnen ausschließlich darum, ihre Vorherr-
schaft aufrechtzuerhalten, koste es, was es 
wolle.  ■Leo

Was ist los im Niger? 
Niger ist nach Mali und Burkina Faso bereits der dritte Staat, in dem der französische Machteinfluss 
binnen kurzer Zeit zu schwinden droht.

Demonstration zur Unterstützung der nigrischen Streitkräfte Anfang August in Niamey 
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München ist eine wohlhabende Stadt. 
Dieses Image mag im Einkommens-

durchschnitt stimmen und bestätigt sich 
vielleicht beim Blick auf Stadtviertel wie 
Nymphenburg und Solln oder in der Ma-
ximilianstraße. Der Münchner Armutsbe-
richt 2022 zeigt aber ein ganz anderes Bild: 
266.000, also jeder Sechste Münchner, 
muss von einem Einkommen unterhalb der 
Armutsschwelle leben.

So kurz vor der Landtagswahl ist sogar 
der SPD und den Grünen aufgefallen, dass 
eine verarmte und vernachlässigte Arbei-
terklasse so kurz vor den Landtagswahlen 
nicht allzu bereitwillig ihr Kreuzchen bei 
ihnen machen könnte.

Im Verwaltungs- und Personalausschuss 
wurde daher im Juli gemeinsam mit ihren 
Juniorpartnern Volt und Rosa Liste gegen 
die Stimmen von Söders CSU, Aiwangers 
Freien Wählern und der FDP nebst 
Bayernpartei ein Antrag beschlossen, der 
nun für entsprechende Wählerstimmen 
sorgen soll.

Ein „Münchner Mindestlohn“ von 16 
Euro soll eingeführt werden. Was auf den 
ersten Blick vielleicht wie eine erfolgreiche 
Erhöhung des geltenden Mindestlohns von 
12 Euro aussehen mag, oder wie ein 
Überbieten der 14-Euro-Forderung des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, ent-
puppt sich bei genauerer Betrachtung als 
ein zahnloser Tiger.

Statt einer gesetzlichen Regelung wird 
lediglich eine freiwillige Selbstverpflich-
tung von Münchner Unternehmen gefor-
dert. An einem „Runden Tisch“ soll die 

nicht zwingend erfüllt werden, um einen 
Auftrag zu erhalten. Den Zuschlag erhält 
weiterhin – nach Abwägung aller Kriterien 
- das billigste Angebot, das wahrscheinlich 
genau aufgrund von Niedriglöhnen das 
Günstigste ist.

SPD und Grüne behaupten steif, mehr 
sei aufgrund eines fehlenden Gesetzes zur 
Tariftreue im Freistaat Bayern einfach nicht 
möglich und ein verpflichtender Mindest-
lohn sei nur durch den Freistaat Bayern 
erreichbar. Wer sich im Kapitalismus 
bequem eingerichtet hat, findet sicher 
immer irgendwo eine Vorschrift, die die 
eigene Bequemlichkeit unterstützt. Dabei 
wäre es möglich, mit Unterstützung von 
266.000 Münchnerinnen und Münchnern 
und ihren Gewerkschaften einen Münch-
ner Mindestlohn auch gegen vermeintliche 
Widerstände durchzusetzen. Das einzige, 
das es dazu braucht, ist Rückgrat.  ■TT

Anzeigen

Münchner Mindestlohn
 266.000 werden im Stich gelassen

Bereitschaft bei Vertreter*innen der 
Arbeitgeberverbände, freiwillig ihren 
Beschäftigten mindestens 16 Euro pro 
Stunde für ihre Arbeit zu bezahlen, 
gesteigert werden.

Die Landeshauptstadt möchte dabei mit 
gutem Beispiel voran gehen und ihren 
Beschäftigten jetzt schon einen Mindest-
lohn von 16 Euro zugute kommen lassen. 
Praktischerweise ergaben Recherchen, 
dass dank des letzten Tarifabschlusses im 
Öffentlichen Dienstes die Stundenlöhne 
von gerade einmal acht Beschäftigten bei 
der LHM unter 16 Euro liegen. Diesen soll 
jetzt – auf dem „Büroweg“ – eine freiwillige 
Arbeitsmarktzulage gezahlt werden. Bis 
Februar nächsten Jahres lässt sich die 
Landeshauptstadt diese Aufstockung 
stolze 3.925 Euro kosten, danach sinkt der 
Betrag durch weitere Tariferhöhungen ab 
März deutlich. Die Kolleginnen und 
Kollegen in kommunalen Unternehmen 
wie der SWM, der Münchenklinik oder der 
Müllabfuhr (AWM) bekommen nichts.

Bei so vorbildlichem Verhalten der LHM 
werden sicherlich die Unternehmer in 
München schnellstmöglichst eine freiwilli-
ge Selbstverpflichtung eingehen. Sollte das 
wider Erwarten nicht fruchten, wurde 
selbstverständlich vorgesorgt: Bei städti-
schen Ausschreibungen von Reinigungs- 
und Bewachungsaufträgen solle dann ein 
„Zuschlagskriterium“ eingeführt werden. 
Unternehmen, die über 16 Euro pro Stunde 
zahlen, sollen damit bei städtischen Verga-
ben bevorzugt werden. Allerdings ist das 
nur eines unter vielen Kriterien und muss 

Die nächste Ausgabe der Auf Draht erscheint am 24. Oktober 2023
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Münchens OB Reiter
will ab sofort für 
einen Mindestlohn 
kämpfen.

Zwar ohne Gewerkschaft, er ist aus Verdi ausgetreten, 
aber zumindest auf Grundlage einer freiwilligen 
Selbstverpflichtung.

Tel.: 0201 177889-15
abo@unsere-zeit.de
unsere-zeit.de/abo/

Sozialistische Wochenzeitung – Zeitung der DKP

"Das Du Dich wehren musst,

wenn Du nicht untergehen willst,

wirst Du doch einsehen"

(Bertolt Brecht)


